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Klimapolitik

Endstation Sackgasse
Die EU-Klimapolitik wird scheitern 

Oliver Geden | Wenn kein Wunder geschieht, werden wir noch in dieser De-
kade das Ende der bisherigen europäischen Klimapolitik erleben: Das Zwei-
Grad-Ziel ist nicht zu erreichen, die Widerstände auf europäischer und in-
ternationaler Ebene sind zu groß. Doch eine alternative Politik ist noch 
nicht in Sicht, denn die Debatte ist in hohem Maße moralisch aufgeladen.

Die EU-Klimapolitik befindet sich in 
der Krise. Der Emissionshandel funk-
tioniert technisch zwar ausgezeichnet, 
leidet aber an einer Überausstattung 
mit Zertifikaten. Die Preise sind so tief 
im Keller, dass sie keine Anreize für 
Investitionen in klimafreundliche 
Technologien bieten. Die Auseinan-
dersetzungen über eine mögliche Er-
höhung des für 2020 geltenden Klima-
ziels von 20 auf 30 Prozent halten nun 
schon seit Jahren an. Eine entspre-
chende Entscheidung scheitert an der 
Vetomacht einiger Mitgliedstaaten, 
allen voran Polen. Die Regierung in 
Warschau hat zudem die Verabschie-
dung der von der Kommission erarbei-
teten Klima-Roadmap 2050 im Minis-
terrat spektakulär scheitern lassen. 
Und auch auf UN-Ebene hat die EU 
zuletzt nur noch neue Verhandlungs-
fahrpläne durchsetzen können.

Selbstverständlich gibt es zahlrei-
che Initiativen und Reformversuche, 
doch kommen diese kaum über den 
Modus der „Politiksimulation“ hin-

aus – jedenfalls wenn man den An-
spruch erhebt, dass Politik mehr sein 
sollte als bloße Problembearbeitung. 
So hat EU-Klimakommissarin Connie 
Hedegaard zwar Vorschläge zur Ver-
änderung des Auktionierungszeit-
plans für Emissionszertifikate vorge-
legt. Diese hätten jedoch lediglich zur 
Folge, dass jetzt einige hundert Milli-
onen Emissionsberechtigungen aus 
dem Markt genommen werden, nur 
um sie in der zweiten Hälfte der De-
kade wieder einzuspeisen, mit einem 
nur minimalen Preiseffekt.

Die Debatte um die Verschärfung 
des Klimaziels auf 30 Prozent nimmt 
inzwischen fast rituelle Züge an. Die 
überzeugten Befürworter eines sol-
chen Schrittes glauben zwar selbst 
nicht mehr an dessen Realisierung, 
halten die Diskussion aber am Lau-
fen, um Polen zum Buhmann der EU-
Klimapolitik zu machen. Und ei nige 
westeuropäische Regierungen haben 
ihre Sympathien für ein 30 Prozent-
Ziel erst entdeckt, als bereits klar war, 
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dass die osteuropäischen Mitgliedstaa-
ten eine Verschärfung ohnehin blo-
ckieren werden.

Doch selbst wenn es gelänge, den 
Emissionshandel grundlegend zu re-
formieren und das europäische Klima-
ziel anzupassen, gewonnen wäre 
damit kaum etwas. Denn unter der 
Oberfläche dieser sichtbarsten und 
täglich diskutierten Krisenphänome-
ne vollzieht sich eine viel grund-
legendere Bewegung, weg von einer 
ambitionierten und „wissenschaftsba-
sierten“ Klimapolitik und hin zu … 

Ja, wohin eigentlich? Dies lässt 
sich bislang nur schwer bestimmen, 
da die politischen Akteure nicht nur 
jegliche Debatte darüber vermeiden, 
sondern teilweise auch jegliche Refle-
xion vermissen lassen. Da die Klima-
politik in hohem Maße moralisch auf-
geladen ist, halten sich bislang alle 
Beteiligten mit solchen Äußerungen 
zurück, die als offene Infragestellung 
der Langfristempfehlungen des Welt-
klimarats (IPCC) interpretiert werden 
könnten. Das Ergebnis: Die EU hält 
offiziell strikt an dem vor Jahren ein-
geschlagenen Pfad fest, wohl wissend 
oder zumindest ahnend, dass sie auf 
das Ende einer Sackgasse zufährt. 

Gründe fürs Scheitern

Für den Umstand, dass der bisherige 
Modus der EU-Klimapolitik nicht 
zum Erfolg führen wird und bei einem 
ungebremsten Aufprall am Ende der 
Sackgasse schlimmstenfalls einen To-
talschaden erleiden könnte, lassen 
sich vor allem drei Gründe anführen.

1. Der Begründungszusammen-
hang von ehrgeiziger Emissionsmin-
derungspolitik ist letztlich ein globa-
ler. Es genügt nicht, dass allein die EU 
sich anstrengt, wenn sie nur für gut 

ein Zehntel der globalen Emissionen 
verantwortlich ist. Andere Industrie- 
und Schwellenländer werden bald fol-
gen müssen, sonst macht eine unbe-
stritten immer 
noch vorhandene 
europäische Vor-
reiterposition bei 
der Dekarbonisie-
rung der eigenen 
Volkswirtschaft auch wirtschafts- und 
innovationspolitisch keinen Sinn.

Doch obwohl die Verhandlungen 
auf UN-Ebene seit nunmehr 20 Jah-
ren andauern, sind global keine signi-
fikanten politischen Fortschritte zu 
erkennen; die Emissionen steigen 
weiter. Der in Durban versprochene 
Fahrplan, bis 2015 einen umfassen-
den Klimavertrag unter Einbeziehung 
von China, Indien, Russland und den 
USA zu verabschieden und bis 2020 
zu ratifizieren, ist illusorisch. Da die 
interne EU-Klimapolitik seit jeher 
stark mit dem Streben nach einer um-
fassenden Vertragslösung verknüpft 
ist, wird ein Scheitern der UN-Ver-
handlungen für die europäischen 
Emissionsreduktionsziele nicht fol-
genlos bleiben können.

2. Die meisten osteuropäischen 
Mitgliedstaaten sind nicht länger wil-
lens, ehrgeizige Emissionsminderun-
gen ins Zentrum der EU-Energiepoli-
tik zu stellen. Was sie 2007, als unter 
deutscher Ratspräsidentschaft die 
energie- und klimapolitischen Ziele 
für 2020 festgelegt wurden, noch still-
schweigend akzeptiert haben, wird 
sich zur Mitte der Dekade, wenn die 
Ziele für 2030 festgelegt werden müs-
sen, nicht wiederholen. Da die Ziele 
für Emissionsminderungen und den 
weiteren Ausbau der Erneuerbaren 
auf der Ebene der Staats- und Regie-
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rungschefs vereinbart werden, hat 
jeder Mitgliedstaat ein Vetorecht. Aus 
diesem Grund genügt es den Regierun-
gen von Tschechien, Bulgarien oder 
der Slowakei derzeit, dass Polen alle 
entsprechenden Vorfestlegungen im 
Ministerrat blockiert. Die von den Kli-
maschutzbefürwortern wie ein Mant-
ra vorgebrachte Deutung, einzig die 
Regierung in Warschau sperre sich 
gegen eine ehrgeizige EU-Klimapoli-
tik, geht vollkommen an der Realität 
vorbei. Die kleineren Mitgliedstaaten 
wollen lediglich vermeiden, schon 
jetzt die politischen Kosten einer offe-
nen Verweigerung gegenüber dem 
noch gültigen EU-Konsens zu tragen. 

Im Ergebnis führt dies zu einem 
erstaunlichen Arbeitsbündnis. Die 
Mitgliedstaaten ließen die Kommissi-
on zwar detaillierte Roadmaps für 
Klima, Energie und Transport ausar-
beiten, denen jeweils eine Emissions-
minderung von mindestens 80 Pro-
zent bis 2050 zugrundeliegt. Über 
rechtlich verbindliche EU-Ziele für 

2030 aber will derzeit niemand ernst-
haft verhandeln. Die Befürworter 
einer ambitionierten Klimapolitik 
wissen, dass ein innereuropäischer 
Kompromiss, wie er derzeit erreichbar 
wäre, das Image des Musterschülers 
ruinieren würde. Dies wollen sie in 
der sensiblen Phase vor dem Klima-
gipfel 2015 tunlichst vermeiden. 

Auch die Bremser spielen auf Zeit. 
Sie verweisen auf eine Klausel in den 
EU-Beschlüssen, die den Reduktions-
korridor von 80 bis 95 Prozent nur für 
den Fall anvisiert, dass andere Indust-
rie- und Schwellenländer ähnliche 
Verpflichtungen eingehen. Klamm-
heimlich setzen sie darauf, dass die 
UN-Verhandlungen scheitern und 
wollen deshalb über neue EU-Ziele 
erst nach 2015 entscheiden. 

3. Der Emissionsreduktionskorri-
dor von 80 bis 95 Prozent bis 2050, 
der sich auch im deutschen Energie-
konzept wiederfindet, ist keine Erfin-
dung der Politik, sondern der klima-
wissenschaftlichen Politikberatung, 
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Eine Abschwächung des 
globalen Klimaziels wird  
auch die europäischen 
Anstrengungen vermindern

im konkreten Fall des IPCC. Eine 
Minderung in diesem Umfang entsprä-
che dem fairen Anteil der Industrie-
länder, um das Ziel zu erreichen, den 
Anstieg der globalen Durchschnitts-
temperatur auf zwei Grad Celsius zu 
begrenzen. Die europäische Klimapoli-
tik hat der Forschung viel Deutungs-
macht bei der Formulierung der gebo-
tenen Veränderungen eingeräumt. 
Doch Klimapolitik hört nicht auf, nach 
politischen Regeln zu funktionieren, 
nur weil sie sich „wissenschaftsba-
siert“ nennt. Sie steht sich selbst im 
Weg, wenn Fachpolitiker und Ministe-
rialbeamte im Modus vermeintlicher 
Alternativlosigkeit argumentieren. 

Eine neue Richtung einschlagen

Bereits Mitte der neunziger Jahre hat 
sich die EU das Zwei-Grad-Ziel zu 
eigen gemacht, um es nach fast 15-jäh-
rigen Verhandlungen auch auf UN-
Ebene durchzusetzen. Doch zielkon-
forme Maßnahmenpakete sind nicht 
in Sicht, fast alle Regierungen zeigen 
mit dem Finger auf andere, die sich 
zuerst zu bewegen hätten. Wenn die 
wissenschaftliche Politikberatung dem 
sanften Druck der Politik standhält 
und die Kriterien zur Erreichbarkeit 
des Zwei-Grad-Ziels unverändert lässt, 
dann wird sie schon bald das Schei-
tern dieses Limits verkünden müssen 
– und mit ihm ein Scheitern des Ver-
suchs, die Handlungsspielräume der 
Politik durch ein „wissenschaftsba-
siertes“ Klimaziel wirksam zu begren-
zen. Klar ist: Eine Abschwächung des 
globalen Klimaziels wird auch eine 
Verminderung der europäischen An-
strengungen nach sich ziehen.

Wenn kein Wunder geschieht, 
dann werden wir noch in dieser Deka-
de das Ende der (europäischen) Kli-

mapolitik, wie wir sie kannten, erle-
ben. Das Vorhaben einer stringenten, 
Zwei-Grad-kompatiblen und damit 
Roadmap-konformen EU-Klimapolitik 
wird sich nur noch 
wenige Jahre auf-
rechterhalten las-
sen. Die EU hat 
ihre Politik zu 
stark an Fortschrit-
te bei den UN-Verhandlungen und die 
Legitimation durch wissenschaftliche 
„Vorgaben“ gekoppelt. Die Befürwor-
ter einer ehrgeizigen Klimapolitik 
haben zudem den wachsenden Wider-
stand in den osteuropäischen Mit-
gliedstaaten sträflich unterschätzt.

Niemand kann ernsthaft erwarten, 
dass die EU schnell einen radikalen 
Kurswechsel einleitet. Doch statt zu-
mindest Nachdenklichkeit ist der un-
bedingte Wille zum „more of the same“ 
zu beobachten. Allenthalben wird 
„entschieden appelliert“, „weiter in-
tensiviert“ und „noch besser kommu-
niziert“. Doch so werden die USA, 
China, Indien und Russland nicht mit 
ins Boot geholt werden können – und 
ohne diese Länder wird sich eine glo-
bale Klimaschutzpolitik nicht wirksam 
umsetzen lassen. Den Willen zu einer 
pragmatischen Klimapolitik sucht man 
bei der EU bislang jedoch vergebens. 
Die Europäer scheinen eher die Opti-
on eines gesichtswahrenden Schei-
terns zu bevorzugen, frei nach dem 
Motto „An uns hat es nicht gelegen“.
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